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Abkiirzungsverzeichnis

SPK-SR Staatspolitische Kommission des Standerats

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung

SGK-SR Kommission fur soziale Sicherheit und Gesundheit des Standerates

BFS Bundesamt fur Statistik

WAK-SR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Sténderates

RK-NR Kommission flr Rechtsfragen des Nationalrats

KMU Kleine und mittlere Unternehmen

SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

ESTV Eidgendssische Steuerverwaltung

BV Bundesverfassung

SGV Schweizerischer Gewerbeverband

VPOD Schweizerischer Verband des Personals 6ffentlicher Dienste

OR Obligationenrecht

AHVG Bundesgesetz Uber die Alters- und Hinterlassenenversicherung

SAV Schweizerischer Arbeitgeberverband

SSV Schweizerischer Stadteverband

GeBiiv Geschaftsblcherverordnung

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des Etats

AVS Assurance-vieillesse et survivants

CSSS-CE (é‘frpmission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des
ats

OFS Office fédéral de la statistique

CER-CE Commission de I'économie et des redevances du Conseil des Etats

CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national

PME petites et moyennes entreprises

uss Union syndicale suisse

AFC Administration fédérale des contributions

Cst Constitution fédérale

USAM Union suisse des arts et métiers

SSP syndicats des Services publics

Cco Code des obligations

LAVS Loi fédérale sur I'assurance-vieillesse et survivants

UPS Union Patronale Suisse

Uvs Union des Villes Suisses

Olico I'ordonnance concernant la tenue et la conservation des livres de

comptes
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Datenschutz und Statistik

Die Anderung des AHVG mit dem Ziel, den Behorden die systematische Verwendung
der AHV-Nummer als Personenidentifikator zu ermoglichen und dadurch die
Verwaltungsarbeit effizienter zu machen, wurde in der Sommersession 2020 vom
Standerat als Erstrat behandelt. Als Sprecher der SPK-SR, die die Vorlage mit 7 zu 4
Stimmen gutgeheissen hatte, wies Andrea Caroni (fdp, AR) zu Beginn der Debatte noch
einmal darauf hin, dass der Datenschutz jederzeit gewahrleistet sei und dass sich hinter
den Neuerungen eben nicht «ein massiver Schritt in Richtung behordlicher
Uberwachung», sondern eine «sanfte technische Optimierung ohne nennenswerte
Schwierigkeiten» verberge. Eine Minderheit um Daniel Fassler (cvp, Al) befand die
Vorlage dagegen fur unnotig und beantragte Nichteinreten. Es gehe gar nicht darum, ob
die Verwaltungsbehdrden die AHV-Nummer als Personenidentifikator verwenden
durfen oder nicht, sondern lediglich darum, ob es daflr in jedem Bereich einer
spezialgesetzlichen Grundlage bedarf oder ob eine generelle Erméchtigung im AHVG
geschaffen wird, fuhrte Féssler aus. Falls in Zukunft ein neuer Anwendungsbereich
dazukommen sollte, kénne daflr eine spezialgesetzliche Grundlage geschaffen werden,
weshalb man auf die vorliegende Revision «getrost verzichten» kénne, schloss der
Minderheitsvertreter. Bundesrat Alain Berset gestand der Kommissionsminderheit zu,
dass die Vorlage keine grosse Veranderung gegenuber der heutigen Praxis mit sich
bringe, vielmehr stelle sie aber fur die Behdrden aller drei Staatsebenen zweifelsfrei
klar, wer wozu die AHV-Nummer verwenden dirfe - im Moment glichen die
verschiedenen gesetzlichen Grundlagen einem «Dschungel». Man kdénne das Problem
schon immer wieder unter den Teppich kehren, aber dadurch werde es nicht gel6st. Er
appellierte deshalb an den Rat, «den Teppich ein letztes Mal anzuheben» und eine
«vernunftige Lésung» zu finden, auch wenn kein grosser Enthusiasmus daflir vorhanden
sei. Die kleine Kammer trat schliesslich mit 37 zu 6 Stimmen auf das Geschéft ein.
Inhaltlich hatte die Kommission eine einzige Anderung am bundesratlichen Entwurf
vorgenommen. Sie wollte, dass im Sinne einer Ausnahme auch tripartite Kommissionen,
die die Einhaltung der allgemeinverbindlichen Gesamtarbeitsvertrage Uberwachen, die
AHV-Nummer verwenden durfen, obwohl dies fur private Zwecke generell untersagt ist.
Bundesrat Berset sprach sich deutlich gegen eine solche Ausnahme aus, da die AHV-
Nummer im Kampf gegen Schwarzarbeit nichts nltze, solange sie nicht mit anderen
Daten ausser Name und Geburtsdatum verknlpft werden kénne; so eine Moglichkeit far
tripartite Kommissionen sei jedoch nicht vorgesehen und verlangte gegebenenfalls
nach einer Aufsicht zur Sicherstellung des Datenschutzes, da es sich um private Akteure
handle. Angesichts des einstimmigen Kommissionsantrags verzichtete der
Innenminister jedoch auf einen Gegenantrag, womit die Anderung stillschweigend
angenommen wurde. In der Gesamtabstimmung stimmte die kleine Kammer dem
Gesetz mit 37 zu 5 Stimmen bei einer Enthaltung zu. '

Grundrechte

In Erflllung eines Postulats Caroni (fdp, AG) verdffentlichte der Bundesrat Ende 2021
einen Bericht zur rechtlichen Ungleichbehandlung von Frauen und Mannern im
Bundesrecht. Der Bundesrat hatte dazu ein Rechtsgutachten zu direkter
Ungleichbehandlung der Geschlechter in den neun Banden des Landesrechts erstellen
lassen. Eine direkte Ungleichbehandlung wurde dabei als bundesrechtliche Regelung
definiert, welche nur ein Geschlecht betrifft oder in welcher die Geschlechter nicht
gleich behandelt werden. Unterschieden wurde dabei in gerechtfertigte und nicht
gerechtfertigte Ungleichbehandlung - eine nicht gerechtfertigte Ungleichbehandlung
verstosse gegen das Grundrecht der Gleichstellung von Mann und Frau in der BV.

Der Bundesrat erachtete die meisten Ungleichbehandlungen aufgrund von biologischen
und funktionalen Unterschieden oder zur Verwirklichung der tatséchlichen
Gleichberechtigung als gerechtfertigt. So seien beispielsweise verschiedene
Regelungen im Bereich von Schwangerschaft und Mutterschaft biologisch und
funktional bedingt und somit weitgehend gerechtfertigt. Weiter seinen
geschlechtsspezifische Unterschiede im Asylwesen, bei der Férderung von Frauen im
Sport und in der Forschung oder aufgrund des Fokus auf Frauen mit einer Behinderung
in den Massnahmen zur Beseitigung von Benachteiligungen fur Menschen mit
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Behinderungen angemessen und tragbar. Im Strafrecht seien beispielsweise der
Schwangerschaftsabbruch, die weibliche Genitalverstimmelung oder Kindstétung zu
Recht nur auf Frauen bezogen. Ebenfalls als gerechtfertigt erachtete der Bundesrat die
primére Ankntpfung an der Mutter zur Entstehung des Kindsverhaltnisses. Hier lag die
einzige Unstimmigkeit zwischen dem Bundesrat und dem externen Rechtsgutachten,
welches diesen Unterschied als ungerechtfertigt erachtete.

Es gebe aber durchaus einige ungerechtfertigte Unterschiede in bundesrechtlichen
Regelungen, erklarte der Bundesrat; diese bedingten mdglicherweise eine Anpassung.
Nicht gerechtfertigt sei die ausschliessliche Dienstpflicht in der Armee fur Ménner,
zudem koénnten das unterschiedliche Rentenalter, die Unterschiede zwischen Witwen-
und Witwerrenten, oder die Definition von Vergewaltigung, die nur Frauen als Opfer
zulasst, als diskriminierend gewertet werden.

Schliesslich unterstrich der Bundesrat die Bedeutung der Forderung der Gleichstellung
von Mann und Frau, zu welcher eben auch die rechtliche Gleichberechtigung gehore. So
habe die Gleichstellungsstrategie 2030 unter  anderem zum Ziel,
geschlechterdiskriminierende Regelungen im Bundesrecht zu Uberarbeiten. Der
Bundesrat wies zudem darauf hin, dass verschiedene Geschafte und Reformen hangig
seien, durch welche rechtliche Ungleichbehandlungen zwischen Mann und Frau
wegfallen kénnten. So seien neue Modelle der Dienstpflicht und die obligatorische
Teilnahme von Frauen am Orientierungstag der Armee in Prifung, die Revision des
Sexualstrafrechtes sei in der Vernehmlassung und die Reform «AHV 21» kdnnte eine
Angleichung des Rentenalters etablieren.

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Strukturpolitik

Anders als der Nationalrat war der Standerat im Marz 2023 vom Argument des
Bundesrates Uberzeugt, dass das Motionsanliegen der RK-NR zur Erleichterung der
digitalen Buchhaltung bereits mit den bestehenden Regelungen erfillt sei. Die
Kommission verlangte, dass die Aufbewahrung von Buchflhrungsunterlagen auf
verédnderbaren digitalen Datentragern geméss der Geschéftsblcherverordnung (GeBuV)
auch ohne digitale Signatur gemacht werden durfe, sofern der «Nachweis des
Ursprungs und der Unverandertheit» geméass den OR-Grundsadtzen der
ordnungsmassigen Buchflhrung erbracht werden kann. Die RK-NR argumentierte, dass
viele KMU ihre Buchfuhrungsunterlagen aufgrund der hohen Kosten einer digitalen
Signatur weiterhin in Papierform aufbewahrten.

Wie der standerétliche Kommissionssprecher Andrea Caroni (fdp, AR) im Rat
konstatierte, sei die <«Aufbewahrung auf Papier oder auch auf nur einmal
beschreibbaren Datentrdgern wie CD-ROM [...] in der Tat nicht die Avantgarde der
technischen Entwicklung», die Formulierung in der GeBUV sei aber technologieneutral
formuliert: Es sei demnach keine Voraussetzung, die geforderte Datenintegritat bei
veranderbaren digitalen Datentrégern durch eine digitale Signatur sicherzustellen -
diese sei vielmehr als Beispiel genannt und die Verordnung lasse andere
Sicherheitsstandards zu. Der Stadnderat folgte einstimmig und stillschweigend dem
Antrag seiner Kommission und lehnte die Motion ab. Diese war damit erledigt. °

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

Im August 2019 setzte sich die WAK-SR mit dem Bundesgesetz iiber die direkte
Bundessteuer beziiglich einer ausgewogenen Paar- und Familienbesteuerung
auseinander und zeigte sich mit der bundesratlichen Botschaft mehrheitlich
einverstanden: Eintreten war unbestritten und die Kommission nahm die Vorlage mit
nur einer Anderung - die Kommission will den Elterntarif nicht abschaffen - mit 8 zu 4
Stimmen (bei 1 Enthaltung) an. Dennoch war die Behandlung der Vorlage keinesfalls so
einhellig, wie diese Resultate vermuten lassen: Die Kommission lehnte dusserst knapp,
mit 6:6 Stimmen und Stichentscheid des Prasidenten, zwei Rlckweisungsantrage an
den Bundesrat zur Schaffung von alternativen Besteuerungsmodellen respektive einer
zivilstandsneutralen Ausgestaltung des Gesetzes ab. Ahnlich knapp sprach sie sich auch
gegen Minderheitsantrage auf die Streichung des Zweiverdienerabzugs, des
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Einverdienerabzugs sowie des Verheiratetenabzugs aus.

Die entsprechenden Minderheitsantrége versprachen Spannung in die Behandlung
durch den Sténderat in der Herbstsession 2019 zu bringen. Eine Minderheit Hefti (fdp,
GL) wollte den Bundesrat beauftragen, auf die Individualbesteuerung oder andere
alternative Steuermodelle zu setzen, wéhrend eine Minderheit Caroni (fdp, AR) auch
Paaren im qualifizierten Konkubinat die Moglichkeit geben wollte, die Steuern alternativ
berechnen zu lassen. Kommissionssprecher Bischof (cvp, SO) fasste die neuere
Vorgeschichte dieses Geschéafts zusammen und verwies darauf, dass diese Vorlage
allenfalls als faktischer Gegenvorschlag zur Volksinitiative der CVP, nicht aber als
tatsachlicher, indirekter Gegenvorschlag verstanden werden koénne. Die Frist fur eine
allfallige erneute Abstimmung, die der Bundesrat auf den 27. September 2020 gesetzt
habe, kdnne bei einer Verbindung der Initiative mit dieser aktuellen Vorlage und im
Falle der Riickweisung Letzterer an den Bundesrat nicht eingehalten werden.

In der Folge legte Thomas Hefti seinen Minderheitsantrag dar. Er erklarte, dass der
administrative Mehraufwand durch den sogenannten «Mehrfachtarif mit alternativer
Steuerberechnung» vermutlich deutlich grésser sei, als der Bundesrat jetzt anerkenne,
und dass die Zuordnung der Einkommen, zum Beispiel bei Ehepartnern mit einem
gemeinsamen Geschéaft, vermutlich nicht immer so einfach sei. Zudem habe dieser
Vorschlag zahlreiche Probleme zur Folge, die ihrerseits neue Losungen und Probleme
nach sich zogen. Dies alles kdnne umgangen werden, wenn man stattdessen auf die im
Kanton Waadt bereits bewéhrte Individualbesteuerung setze. Andrea Caroni verwies in
der Folge und in Bezug zu seinem Minderheitsantrag darauf, dass es eben nicht nur die
Heiratsstrafe gebe, sondern diese auf Kantonsebene durch verschiedene Boni
aufgehoben wirde und es auch einen Heiratsbonus sowie eine Konkubinatsstrafe gebe.
Die aktuelle Vorlage wolle nun wieder eine Bevorzugung eines Zivilstandes schaffen -
Ehepaare wirden neu im schlimmsten Fall gleich behandelt wie Konkubinatspaare, aber
allenfalls besser gestellt. Zudem wirden diejenigen Instrumente, die zur Milderung der
Heiratsstrafe geschaffen worden seien, konkret also der Verheiratetentarif, der
Zweiverdienerabzug, und neu auch der Einverdienerabzug, beibehalten und die
Verheirateten so sogar noch starker bevorzugt. «Das wéaren dann also ein Flnfer, ein
Weggli und ungefahr drei Backersfrauen dazu», kritisierte er. Man solle es daher den
Konkubinatspaaren erméglichen, dieselben Vorteile zu geniessen wie die Verheirateten.

Die folgenden Wortmeldungen verdeutlichten den Graben im Rat: Unterstitzung erhielt
der Antrag Hefti von linker Seite; Anita Fetz (sp, BS), Christian Levrat (sp, FR) und Paul
Rechsteiner (sp, SG) meldeten sich unterstitzend zu Wort. Konrad Graber (cvp, LU)
hingegen nannte den Minderheitsantrag Hefti aufgrund seiner Wirkung «ein Spielen auf
Zeit», da es im Rat zwei ungeféhr gleich starke Lager fir die Individualbesteuerung und
fur ein Splitting gebe, wie es Hans-Rudolf Merz in seiner Zeit als Finanzminister einmal
formuliert habe. Eine Rickweisung an den Bundesrat habe folglich eine Verzdgerung
um zwei bis drei Jahre zur Folge, anschliessend sei man aber noch immer nicht kllger.
Deshalb solle man diese mit der Verfassung konforme Vorlage, wie sie heute auf dem
Tisch liege, beraten und ihr zustimmen. Mit diesem Fazit zeigten sich Mitglieder der
CVP, der SVP und teilweise der FDP sowie Finanzminister Maurer einverstanden.

Nach zahlreichen Hinweisen verschiedener Sprecher darauf, dass dieses Problem seit
35 Jahren auf eine Losung warte, sprach sich der Rat ohne Gegenantrag fur Eintreten
aus. Mit 25 zu 18 Stimmen stimmte der Stédnderat in der Folge jedoch fur den
Minderheitsantrag Hefti und somit fir eine Rickweisung an den Bundesrat sowie fur
eine umfassende Neubehandlung durch Letzteren, worauf Andrea Caroni seinen
Minderheitsantrag zurtickzog. *

Nachdem der Stédnderat die Vorlage flir eine ausgewogene Paar- und
Familienbesteuerung im September 2019 gegen ihren Willen an den Bundesrat
zurtickgewiesen hatte, reichte die WAK-SR im Oktober 2019 eine Motion ein, mit der sie
vom Bundesrat eine Ubergangslésung zur Beseitigung der Heiratsstrafe forderte. Die
Regierung solle Verheiratete Uibergangsmassig durch eine Erhéhung des Sozialabzuges
flr Ehepaare oder durch eine Erhdhung des Zweitverdienerabzuges fir Ehepaare im
Umfang von CHF 1.4 Mrd. jéhrlich entlasten. Eine Minderheit Caroni (fdp, AR) sprach
sich gegen die Motion aus und auch der Bundesrat empfahl sie zur Ablehnung. Dieselbe
Kritik, die zur Ruckweisung des bundesratlichen Vorschlags gefuhrt habe, namlich dass
dies keine zivilstandsunabhangige Besteuerung bewirke und zu substanziellen
Mindereinnahmen flhre, sei auch bei dieser Motion gegeben, kritisierte der Bundesrat.
Entsprechend erachtete er die Erfolgsaussichten des Vorstosses als gering. Diese
Einschatzung bestéatigte der Standerat in der Wintersession 2019: Mit 26 zu 15 Stimmen
lehnte er die Motion ab. °

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.24



BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 26.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

Noch bevor der Abstimmungskampf zur Anderung der direkten Bundessteuer zur
steuerlichen Beriicksichtigung der Kinderdrittbetreuungskosten, tber die im Mai
2020 hatte abgestimmt werden sollen, richtig begonnen hatte, gab der Bundesrat im
Marz 2020 bekannt, die Abstimmung aufgrund des Corona-bedingten Lockdowns auf
September 2020 zu verschieben.

Die Abstimmungsvorlage umfasste zwei Aspekte: einerseits die im Titel aufgefuhrte
Erhéhung des Drittbetreuungsabzugs von CH 10'000 auf CHF 25'000, andererseits die
der Vorlage von der burgerlichen Parlamentsmehrheit hinzugefligte Erhéhung des
Kinderabzugs von CHF 6'5600 auf CHF 10'000. Im Zentrum der Abstimmungskampagne
stand der zweite Aspekt, die Erhdhung des Kinderabzugs, wobei dieselbe Frage die
Diskussion dominierte, die schon im Rahmen der Parlamentsdebatte im Mittelpunkt
gestanden hatte: Wer profitiert von den Kinderabzigen? Zur Beantwortung dieser Frage
stltzten sich beide Seiten auf die Daten der ESTV, welche Finanzminister Maurer in der
Parlamentsdebatte prasentiert hatte.

Die BeflUrworterinnen und Beflrworter stellten den Nutzen der Vorlage fir den
Mittelstand in den Mittelpunkt ihrer Kampagne. «Der Mittelstand profitiert», warb etwa
die CVP auf ihrer Internetseite. Stitze man sich auf die Definition des BFS fur
«Mittelstand», erhalte der Mittelstand 49 Prozent der Ermassigungen, argumentierte
Marianne Binder-Keller gegentuber dem Sonntagsblick. Gegen diese Darstellung wehrten
sich die Gegnerinnen und Gegner der Vorlage: Der (obere) Mittelstand profitiere zwar
auch, in erster Linie nitze die Vorlage aber vor allem den Gutverdienenden, kritisierten
sie: Je hoher das Einkommen, desto grosser sei der Spareffekt. 70 Prozent der
Gesamtentlastung kémen so den 15 Prozent der Familien mit den héchsten Léhnen zu,
wéhrend 45 Prozent der Familien keine Entlastung erfahren wirden, da sie keine
Bundessteuern bezahlten. Gar als «Klientelpolitik» bezeichnete etwa das liberale
Komitee, vor allem bestehend aus Mitgliedern der GLP, die Vorlage. Noch einseitiger sei
die Verteilung schliesslich, wenn nicht nur die Familien, sondern alle Haushalte, also
auch die Alleinstehenden und die kinderlosen Paare, die ja ebenfalls von den
Steuerausféllen betroffen waren, bertcksichtigt wirden, betonte tberdies Jacqueline
Badran (sp, ZH). Beruicksichtige man diese ebenfalls, profitierten lediglich sechs Prozent
aller Haushalte von 70 Prozent der Steuerausfélle. Man lasse jedoch den Mittelstand im
Glauben, dass er von der Vorlage profitiere, indem in der Debatte sowie im
Abstimmungsbtchlein jeweils das steuerbare Einkommen aufgefliihrt werde. Dies sei
«total irreflihrend» (Badran gemass Blick), da niemand die Héhe seines personlichen
steuerbaren Einkommens kenne. Die ESTV begriindete die Verwendung des steuerbaren
Einkommens jedoch damit, dass sich der tatsachliche Steuerbetrag beim
Bruttoeinkommen zwischen verschiedenen Personen stark unterscheiden kénne.
Obwohl die Befurworterinnen und Beflrworter immer betonten, dass die Mehrheit der
Familien profitiere, gab zum Beispiel Philipp Kutter (cvp, ZH), der die Erhéhung der
Kinderabziige im Nationalrat eingebracht hatte, in einem Interview gegentber der NZZ
unumwunden zu, dass die Vorlage auch eine Steuersenkung fur Gutverdienende
beinhalte: Uber den Steuertarif seien allgemeine Steuersenkung fir Gutverdienende
«chancenlos», mehrheitsfahig sei einzig der «Weg Uber die Kinderabzlge».

Nicht nur der Mittelstand, sondern auch die Familien standen im Zentrum der Vorlage.
Diese mussten endlich unterstitzt werden, betonte Philipp Kutter, was mithilfe der
aktuellen Vorlage moglich sei: 60 Prozent aller Familien kénnten von einer Erhéhung
des Kinderabzugs profitieren. Dem entgegnete etwa die NZZ, dass die Familien in den
letzten Jahren stark entlastet worden seien (v.a. durch die Reduktion der Bundessteuer
fur Haushalte mit Kindern), deutlich stérker zumindest als Kinderlose. Brigitte Héberli-
Koller (cvp, TG) beflrwortete indes insbesondere, dass durch die aktuelle Vorlage alle
Familienmodelle unabhéangig der Betreuungsform entlastet wurden. Die Gesellschaft
habe als Ganzes ein Interesse daran, dass die Leute Kinder bekommen, erganzte Kutter.
Familiare Strukturen seien fur die Gesellschaft wichtig, Uberdies sei man dadurch
weniger auf Zuwanderung angewiesen, die ja ebenfalls teilweise auf Ablehnung stosse.
Demgegentber wurde in der NZZ die Frage diskutiert, ob Kinderabzlige Uberhaupt
gerechtfertigt seien. So kdnne man es als private Konsumentscheidung ansehen, Kinder
zu haben; in diesem Falle wirden Kinderabzlge der Besteuerung nach wirtschaftlicher
Leistungsfahigkeit widersprechen. Es gabe aber einen politischen Konsens, dass das
Steuerrecht Kinderkosten berlcksichtigen solle. Die Entscheidung, wie diese
Unterstitzung erfolgen solle (durch degressiv wirkende Kinderabziige, neutral wirkende
Abzlige vom Steuerbetrag oder durch progressiv wirkende Kinderzulagen zum
Erwerbseinkommen), sei dann eine weitere, umverteilungspolitische Entscheidung.

Ein weiteres Argument der Gegnerinnen und Gegner der Erhéhung des Kinderabzugs lag
in den daraus folgenden hohen Kosten: Die Vorlage verursache voraussichtlich fast
40mal héhere Kosten, als fur die Erhéhung des Drittbetreuungsabzugs geplant worden
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war, und Ubertreffe damit auch die Kosten der medial deutlich umstritteneren
Verléangerung des Vaterschaftsurlaubs. Dadurch sei zuktnftig weniger Geld flr andere,
sinnvollere Projekte vorhanden, argumentierten sie. SP, Grine und die Kritikerinnen
und Kritiker der Vorlage aus der FDP stellten dabei insbesondere die
Individualbesteuerung in den Mittelpunkt. Dieser sprachen sie eine deutlich grossere
Wirkung auf die Erwerbstéatigkeit von Frauen zu als den Drittbetreuungsabztigen. Da sie
aber ebenfalls zu hohen Steuerausféllen flhren wirde, beflrchteten sie, dass die
Abschaffung der Heiratsstrafe bei Annahme der aktuellen Vorlage auf die lange Bank
geschoben wuirde, weil kein Geld mehr vorhanden ware. Verstarkt wurde dieses
Argument durch die hohen Kosten zur Bewaltigung der Corona-Pandemie: Hatte der
Bundesrat wahrend der Budgetdebatte fiirs Jahr 2020 noch mit einem Uberschuss von
CHF 344 Mio. gerechnet, wurde jetzt ein Defizit Uber CHF 20 Mrd. erwartet. Die Medien
vermuteten von diesem Defizit nicht nur Auswirkungen auf die Vorlage zum
Drittbetreuungs- und zum Kinderabzug, sondern auch auf die gleichzeitig
stattfindenden  Abstimmungen zu den Kampfflugzeugen und Uber den
Vaterschaftsurlaub. «Angesichts enormer Zusatzlasten kann sich unsere Gesellschaft
erst recht keine Steuergeschenke mehr leisten, die nichts bringen», argumentierte
etwa GLP-Nationalrat Thomas Brunner (glp, SG). Das sahen die Beflirwortenden anders,
Philipp Kutter etwa betonte: «Das wird den Bund nicht umbringen».

Schliesslich waren sich Befurwortende und Gegnerschaft nicht einig, inwiefern das
urspringliche Ziel der Vorlage, die Forderung der Beschéaftigung hochgebildeter
Personen, insbesondere von Frauen, durch die Erganzung der Kinderabzlge geférdert
wird. Raphaela Birrer argumentierte im Tages-Anzeiger, dass die Erhéhung der
Kinderabziige die Anreize zur Erhéhung der Erwerbstatigkeit verstarke. In einer Studie
zur Wirkung der beiden Abzlge (Kinderabzug und Drittbetreuungsabzug) auf die
Erwerbstatigkeit bestatigte Avenir Suisse diesen Effekt nur bedingt: Zwar senkten beide
Abzlige den Grenzsteuersatz (also die Besteuerung von zusétzlichem Einkommen) und
forderten damit die Erwerbstatigkeit, jedoch sei der entsprechende Effekt des
Kinderabzugs gering. Zudem senke er auch den Grenzsteuersatz von
Einverdienerhaushalten, wodurch die Erwerbstatigkeit von Frauen nicht gesteigert
werde. Von der Erhéhung des Betreuungskostenabzugs sei hingegen ein deutlich
starkerer Effekt auf die Erwerbstatigkeit zu erwarten, damit kénne der Anreiz des
aktuellen Steuersystems flr Zweitverdienende, nicht oder nur wenig zu arbeiten,
gemildert werden. Die GLP stellte entsprechend insbesondere diesen Aspekt in den
Mittelpunkt und sprach von einer Mogelpackung, weil die Vereinbarkeit von Beruf und
Familie durch die Erhéhung des Kinderabzugs nicht verbessert werde. Nationalratin
Christa Markwalder (fdp, BE), die sich ebenfalls im liberalen Komitee engagierte, reichte
im Juni 2020 eine parlamentarische Initiative (Pa.lv. 20.455) ein, mit der sie das
Originalanliegen der Vorlage, also den Drittbetreuungsabzug, erneut aufnahm. Damit
sollte dieser bei einer Ablehnung der Vorlage moglichst schnell verwirklicht werden
kénnen.

Die Frage, ob die Vorlage Anreize zur Erhéhung der Erwerbstatigkeit beinhalte oder
nicht, hatte aber noch eine zweite Komponente. So stérte sich die Weltwoche
Uberhaupt daran, dass das Steuerrecht «fur alle méglichen Zwecke instrumentalisiert>»
werde. Es sei nicht daflir da, «bestimmte Lebensmodelle zu férdern», argumentierte
Katharina Fontana. Zudem sei es unmoglich, Steuergerechtigkeit herzustellen, zumal
sich niemand jemals gerecht besteuert fuhle.

Bezlglich der Komitees gibt es weniger zu sagen. Auf der Beflirworterseite der Vorlage
standen insbesondere die CVP und die SVP. Ja-Parolen gaben auch die BDP, EVP und
die FDP.Liberalen aus, unterstiutzt wurden sie vom Gewerbeverband. Die Medien
interessierten sich indes insbesondere flr die Position der Freisinnigen, zumal sie die
Vorlage im Parlament anfangs bekampft, ihr mit ihnrem Meinungswandel dann aber zum
Durchbruch verholfen hatten. Nun wolle sich die Partei nicht an der Kampagne
beteiligen, so die WOZ, zumal sie intern gespalten war: Einzelne Personen, darunter
Standerat Andrea Caroni (fdp, AR) und Nationalrétin Christa Markwalder, sprachen sich
gegen die Vorlage aus und beteiligten sich gar am liberalen Nein-Komitee. Dieses setzte
sich insbesondere aus Mitgliedern der GLP zusammen und kampfte vor allem dagegen,
dass die «Mogelpackung>» viel koste, aber keine oder gar negative Auswirkungen hatte.
Damit wirden «keine Anreize fur arbeitstatige Elternteile geschaffen», betonte Kathrin
Bertschy (glp, BE). Auf linker Seite kdmpften vor allem die SP und die Griinen, welche
die Unterschriften flr das Referendum gesammelt hatten, fir ein Nein. Unterstitzt
wurden sie von den Gewerkschaften, aber auch Avenir Suisse sprach sich gegen die
Kinderabzuge aus. Stimmfreigabe erteilten hingegen unter anderem die FDP Frauen. Sie
beflirworteten zwar den Drittbetreuungsabzug, stoérten sich aber an den hohen Kosten
des Kinderabzugs, durch den das wichtigere Projekt der Individualbesteuerung weiter
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hinausgeschoben werde. Auch der Arbeitgeberverband entschied sich fur
Stimmfreigabe, nachdem er das Projekt im Parlament noch bekampft hatte, da es
«kaum zu einer starkeren Arbeitstatigkeit der Eltern beitrage», wie der Blick berichtete.
Dasselbe geschah mit Economiesuisse, der das Kosten-Nutzen-Verhaltnis der Vorlage
anfangs zu wenig ausgewogen gewesen sei. Der Sonntags-Blick vermutete, dass sich die
Verbénde nicht zu einer Nein-Parole hatten durchringen kénnen, da das Referendum
«aus dem falschen politischen Lager» stammte. Interessant war fir die Medien
schliesslich auch die Position des Bundesrates, insbesondere von Finanzminister
Maurer. Dieser hatte die Vorlage im Parlament mit deutlichen Worten bekampft, vertrat
nun aber - wie im Gesetz fur politische Rechte geregelt - die Position des Parlaments.
Ersteres hatte er so gut getan, dass sich auch die NZZ nicht sicher war, ob er denn nun
die Vorlage personlich beflrworte, wie seine Partei, oder sie ablehne.

Der Abstimmungskampf zur Vorlage verlief ungemein schwach. So stand sie deutlich im
Schatten der Corona-Pandemie sowie der anderen vier Vorlagen. Sie wurde gemass
Analysen vom Fég und von Année Politique Suisse einerseits nur sehr schwach in
Zeitungsinseraten beworben und andererseits auch in den Medien vergleichsweise
selten thematisiert. Die briefliche Stimmabgabe deutete anfanglich auf massiges
Interesse am Super-Sonntag hin, wie der Abstimmungstag mit funf Vorlagen in den
Medien genannt wurde. Die SP schaltete sieben kurze Animationsfilme und gab ein
Comic-Heftchen zu den Filmen aus, um zu verhindern, dass die Vorlage untergeht. Die
ersten Vorumfragen Mitte August 2020 zeigten dann auch, dass die Meinungsbildung
zur Vorlage noch nicht weit fortgeschritten war. Auf diese Tatsache wurde in den
entsprechenden Berichten das Zwischenergebnis, wonach die Sympathisierenden von
SP und Grlinen die Vorlage mehrheitlich beflrworteten, zurtckgefihrt.
Besserverdienende gaben zu diesem Zeitpunkt an, der Vorlage eher zuzustimmen.
Christian Levrat (sp, FR) hoffte, diese Personen durch die Kampagne noch umstimmen
zu kénnen. Die erste Tamedia-Umfrage ergab insgesamt eine Zustimmung («daftr»
oder «eher daflir») von 55 Prozent und eine Ablehnung von 37 Prozent, wahrend die
SRG-Vorumfrage mit 51 Prozent zu 43 Prozent zu &hnlichen Ergebnissen kam. Diese
Zahlen kehrten sich bis zum Termin der letzten Welle Mitte September um: Die
Tamedia-Umfrage ergab eine Zustimmung von 46 Prozent und eine Ablehnung von 51
Prozent, die SRG-Umfrage eine von 43 Prozent zu 52 Prozent. Bei den
Sympathisierenden von SP und Grunen war die Zustimmung vom ersten zum zweiten
Termin gemass SRG-Umfragen um 19 respektive 14 Prozentpunkte gesunken, bei den
Sympathisierenden der GLP ebenfalls um 12 Prozentpunkte. Bei den Ubrigen Parteien
nahm sie ebenfalls leicht ab.

Das Resultat der Abstimmung zur Anderung der direkten Bundessteuer iber die
steuerliche Berlcksichtigung der Kinderdrittbetreuungskosten war schliesslich
deutlicher, als die Vorumfragen und die Ausgangslage viele Kommentatorinnen und
Kommentatoren hatten vermuten lassen: Mit 63.2 Prozent Nein-Stimmen lehnte das
Stimmvolk die Vorlage mit einer vergleichsweise hohen Stimmbeteiligung von 59.2
Prozent deutlich ab. Dieses Nein lasse jedoch einigen Interpretationsspielraum,
betonten die Medien. So gab es zwischen den Kantonen doch betréachtliche
Unterschiede: Am kritischsten zeigte sich die Stimmbevdlkerung im Kanton Appenzell-
Ausserrhoden (28.1%), gefolgt von denjenigen in Appenzell-Innerrhoden (29.3%) und
Bern (29.5%), am hochsten lag die Zustimmung im Tessin (52.0%) und in Genf (50.1%),
beide Kantonsbevdlkerungen hatten die Vorlage angenommen. Allgemein wurde gemass
BFS ersichtlich, dass die italienischsprachige (52.0%) und die franzésischsprachige
Schweiz (48.5%) der Vorlage deutlich mehr abgewinnen konnten als die
Deutschschweiz. Kaum Unterschiede waren zwischen Stadt und Land erkennbar: Die
l&ndlichen Regionen (35.3%) lehnten die Vorlage ahnlich stark ab wie die Kernstadte
(35.8%). Das Resultat kénne nicht mit dem Links-Rechts-Schema erklart werden,
betonte die NZZ. Stattdessen seien vor allem die personliche Einstellung zur
Familienpolitik und zur Rolle des Staates relevant gewesen. Die externe
Kinderbetreuung wirde in der Romandie stérker akzeptiert und durch den Staat starker
unterstitzt als in der Deutschschweiz, betonte denn auch CVP-Standeratin Marianne
Maret (cvp, VS) gegenliber der NZZ. Entsprechend habe in der Westschweiz vor allem
der Drittbetreuungsabzug im Mittelpunkt gestanden, wahrend in der Deutschschweiz
hauptsachlich Uber den Kinderabzug diskutiert worden sei, stellte SP-Nationalratin
Franziska Roth (sp, SO) fest. Eine zu spate Kampagne in der Romandie machte
schliesslich SP-Nationalrat Roger Nordmann fir den hohen Anteil Ja-Stimmen in der
franzdsischsprachigen Schweiz verantwortlich. Christian Levrat erachtete das Ergebnis
insgesamt als Absage des Volkes an die burgerliche Steuerpolitik und als Ausblick auf
andere burgerliche Projekte zur Abschaffung der Stempelabgabe, der Industriezélle,
des Eigenmietwerts oder der Heiratsstrafe. Stattdessen mussten nun Familien mit
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tiefen und mittleren Einkommen entlastet werden, insbesondere durch die Senkung der
Krankenkassenprémien und die kostenlose Bereitstellung von Kita-Platzen. Philipp
Kutter wollte die Entlastung von Familien weiterverfolgen und plante anstelle des
Kinderabzugs einen Abzug vom Steuerbetrag. Dass neben der Erhdhung des
Kinderabzugs auch die Erhdhung des Drittbetreuungsabzugs gescheitert war, erachtete
Christa Markwalder nicht als entmutigend und setzte auf ihre eingereichte
parlamentarische Initiative. Anders als bei der ersten Behandlung des Themas im
Nationalrat, als sich die SP- und die Grine-Fraktion gegen Eintreten ausgesprochen
hatten, kindigte Christian Levrat an, die parlamentarische Initiative zu unterstitzen.
Dies sei aber nur ein erster Schritt, zusatzlich brauche es auch Ldsungen, die sich far
die Mehrheit der Bevolkerung auszahlten.

Abstimmung vom 27. September 2020

Beteiligung: 59.2%
Ja: 164415 (36.8%)
Nein: 2'003'179 (63.2%)

Parolen:

- Ja: BDP (1*), CVP, EVP (1*), FDP (1*), SVP; SGV

- Nein: EDU, GLP (1*), GPS, PdA, SD, SP; SGB, SSV, Travail.Suisse, VPOD
- Stimmfreigabe: Economiesuisse, SAV

* Anzahl abweichender Kantonalsektionen ®

Sozialpolitik
Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

In der Frihjahrssession 2023 startete der Standerat in die Debatte zur Volksinitiative
der Jungfreisinnigen <«Fiir eine sichere und nachhaltige Altersvorsorge>», der
sogenannten «Renteninitiative». Gleich zuvor hatte sich die kleine Kammer erstmals
mit der anderen im Parlament héangigen Volksinitiative fur eine 13. AHV-Rente befasst
und diese der Stimmburgerschaft und den Stéanden zur Ablehnung empfohlen.
Denselben Antrag stellte die SGK-SR mit 7 zu 2 Stimmen bei 3 Enthaltungen auch im
Hinblick auf die Renteninitiative, wie Kommissionssprecher Bischof (mitte, SO)
erlauterte. In Anbetracht des knappen Ausgangs der AHV21-Abstimmung und der
anstehenden Abstimmung zum BVG21-Projekt sei der Zeitpunkt flir eine weitere
Rentenaltererhdhung «nicht gegeben», begrindete Bischof den Entscheid der
Mehrheit. Zudem arbeite der Bundersat bereits an einer neuen Reform zur
Finanzierung der AHV, die man abwarten wolle. Des Weiteren lehnte die
Kommissionsmehrheit aber auch einen fixen Automatismus ab. Eine Minderheit Dittli
(fdp, UR) beantragte hingegen, Stimmbevélkerung und Kantonen einen Antrag auf
Annahme der Initiative vorzulegen. Die AHV besitze ein Finanzierungsproblem, da man
heute flr eine durchschnittlich 23 Jahre dauernde Rente gleich lang spare wie friher
fur eine Rente von 13 Jahren. Mit der Initiative kdnne man nun dafur sorgen, dass die
Menschen in der Schweiz «nicht nur langer leben, sondern dies auch mit ansténdigen
und nachhaltig gesicherten Renten tun kénnen». In der nachfolgenden Debatte kamen
Dittli zahlreiche Sprechende der FDP-Fraktion zu Hilfe und wiesen etwa darauf hin,
dass man mit dieser Losung das Problem bekédmpfen kdénne, dass Politikerinnen und
Politiker das unpopuldre Thema des Rentenalters gerne aufschieben wirden (Andrea
Caroni: fdp, SR). Mit der Initiative koénne man die Rentenalterfrage hingegen
«objektivieren» (Philippe Bauer: fdp, NE), also zukinftig ohne emotionale Diskussionen
|6sen. Die Gegnerinnen und Gegner aus dem burgerlichen Lager verwiesen wie der
Kommissionssprecher — und  Innenminister ~ Berset auf die anstehenden
Revisionsprojekte, die man abwarten solle, wahrend die Sprechenden der SP vor allem
Argumente gegen eine Rentenaltererhdhung insgesamt anfihrten. So sei etwa die
Konzentration auf die durchschnittliche Lebenserwartung unfair, variiere diese doch
zwischen verschiedenen Gruppen deutlich (Hans Stéckli: sp, BE). Am poetischsten
wehrte sich wohl Charles Juillard (mitte, JU) gegen einen Automatismus: Die Frage des
Rentenalters sei sehr emotional und widerspiegle das Bild der Bevolkerung von der
Gesellschaft und vom Alter. Entsprechend sei es gesund, dass Parlament und
Stimmbevolkerung regelmassig dartuber diskutierten. Die vorgeschlagene Regel
erachtete er hingegen als «trop rigide, trop technocratique et trop froide ou aveugle -
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sans coeur» - also als zu starr, zu technokratisch, zu kalt oder blind - ohne Herz. Mit 30
zu 11 Stimmen sprach sich der Standerat gegen den Willen der Mitglieder der FDP-
Fraktion fur eine Empfehlung auf Ablehnung der Initiative aus. ’

Private Vorsorge

Im Juni 2018 behandelte die WAK-SR die vom Nationalrat angenommene Motion der
FDP-Fraktion zur Neuregelung der Besteuerung der Saule 3b, nachdem sie Anfang 2015
beschlossen hatte, die Beratung des Vorstosses zu sistieren, bis der Bundesrat eine
Anpassung der Hohe der Pauschale fiur die Besteuerung von Leistungen aus
Leibrentenversicherungen gepruft hatte. Die Mehrheit der Kommission (9 zu O Stimmen
bei 1 Enthaltung) stimmte mit der einreichenden Fraktion Uberein, dass ein Anteil von
40 Prozent als Zinsertrag im heutigen Zinsumfeld zu hoch sei. Gleichzeitig lehnte sie
aber eine effektive Berechnung der Kapitalrickzahlungs- und der Ertragskomponente,
wie in der Motion vorgeschlagen, aufgrund des zu grossen administrativen Aufwandes
ab. Aus diesem Grund beantragte sie eine Anderung der Motion, damit die Pauschale
flexibilisiert und an die Anlagebedingungen angepasst werden kann. Damit kame die
Besteuerungsquote mit dem heutigen Zinsniveau bei 26 Prozent zu liegen. Andrea
Caroni (fdp, AR) lobte im Rahmen der Standeratsdebatte in der Herbstsession 2019
zwar die Bereitschaft der Kommission, die «Steuerstrafe in der Saule 3b» abzuschaffen,
betonte jedoch nochmals, dass eine Besteuerung der tatséchlichen Ertragsanteile
durchaus moglich ware. Aufgrund der langen Wartezeit begntige er sich aber mit der
vorliegenden Version, erklarte er. Finanzminister Maurer erklérte sich im Namen des
Bundesrates bereit, die Motion in der vorliegenden Form umzusetzen, und der
Standerat stimmte der gednderten Motion stillschweigend zu. ®
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